
 



 

 

 
 

 

 
 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 
 

 

 
 

 

 
 

 

 
 

 

 



 

 
 

(1) Das Kirchliche Verwaltungsamt nimmt die Verwaltungsaufgaben von Kir-

chenkreisen und der ihnen angehörenden Kirchengemeinden sowie ihrer öffentlich-

rechtlichen Verbände seines Zuständigkeitsbereichs nach Maßgabe des Verwal-

tungsämtergesetzes wahr. Es besteht Anschluss- und Benutzungszwang, soweit 

nicht von § 8 Abs. 2 VÄG Gebrauch gemacht wurde.  

(2) Für die Inanspruchnahme der Verwaltung des Kirchlichen Verwaltungsamts 

werden Gebühren und Kostenbeiträge nach Maßgabe dieser Satzung erhoben. Ge-

bühren sind gem. § 9 a Abs. 2 Nr. 1 VÄG Gegenleistungen für jeweils von dem be-

treffenden Rechtsträger in Auftrag gegebene Dienstleistungen des Verwaltungsam-

tes. Für die Regelleistungen werden Kostenbeiträge erhoben. 

(3) Maßstab für die Gebühren und Kostenbeiträge sind der Aufwand der Bear-

beitung pro Fall sowie das Verhältnis zur Anzahl der zu bearbeitenden Fälle. 

(4) Gebühren- und Kostenbeitragsschuldner ist die Körperschaft, deren Verwal-

tungsaufgabe im Kirchlichen Verwaltungsamt erledigt wurde oder für den Fall, dass 

es sich nicht um eine Verwaltungsaufgabe handelt, die Körperschaft, in deren Inte-

resse die Leistung erfolgte. Mehrere Gebühren- oder Kostenbeitragsschuldner sind 

Gesamtschuldner. 

(5) Die Gebühren- oder Kostenbeitragsschuld entsteht 

 bei Tatbeständen, für die eine Jahresgebühr bzw. ein jährlicher Kostenbei-

trag festgesetzt ist, am 1. Januar des laufenden Jahres,  

 bei Tatbeständen, für die eine Monatsgebühr bzw. ein monatlicher Kosten-

beitrag festgesetzt ist, am 1. des jeweiligen Monats, 

 im Übrigen mit Beginn der Tätigkeit des Verwaltungsamts.  

(6) Gebühren werden durch Gebührenbescheide und Kostenbeiträge durch Kos-

tenbeitragsbescheid festgesetzt; sie werden einen Monat nach Zugang des Be-

scheids zur Zahlung fällig. Die Festsetzung von Gebühren und Kostenbeiträgen als 

Dauerverwaltungsakt ist möglich; in diesem Fall ist die Gebühr bzw. der Kostenbei-

trag einen Monat nach Rechtskraft des Bescheides zur Zahlung fällig.  

(7) Für jede angeschlossen Körperschaft wird zusätzlich ein allgemeiner Kos-

tenbeitrag als Rechtsträgersockelbeitrag festgesetzt.  
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 

 Verwaltung 
Nutzungseinheiten 

Kostenbeitrag 

1 
Gebäude des  
veräußerlichen Vermögens 

                            540,00 €  

2 Kindertagesstätten                             240,00 €  

3 
Wohnung  
ohne Wirtschafterbefugnis 

                            320,00 €  

4 
Wohnung  
mit Wirtschafterbefugnis 

                            240,00 €  

5 
Gewerbeeinheit  bis 300 m

2
 

ohne Wirtschafterbefugnis 
                            320,00 €  

6 
Gewerbeeinheit  bis 300 m

2
 

mit Wirtschafterbefugnis 
                            240,00 €  

7 
Gewerbeeinheit über 300 m

2
 

ohne Wirtschafterbefugnis 
 3% der  

Jahresnettomiete  



 

8 Dienstwohnung                             320,00 €  

9 
Gemeindl. genutzte Flächen 
des veräußerlichen Vermögens 

                            240,00 €  

10 
Erbbaurechts-, Gartengrund-
stücks- 
oder Kleingartenvertrages 

                            130,00 €  

11 Stellplatz oder Garage                               50,00 €  

12 
Vertrag über Ackerland  
und Wiesen 

                              50,00 €  

13 
Zwischenvertrag mit Bezirksver-
band einer Kleingarten-
Erholungsanlage 

                         2.000,00 €  

14 
Vertrag über  
Mobilfunkanlagen 

                            120,00 €  
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